
HAUSMITTEILUNGEN

Adrian Daub
«Cancel Culture Transfer»  – der «Transfer» 
im Titel von Stanford-Literaturprofessor 
Adrian Daubs neuem Buch im Suhrkamp-
Verlag kam auch aus der WOZ: Vor einem 
Jahr hatten wir Daub eingeladen, sich in 
 einem Essay Gedanken zur Cancel-Culture- 
Debatte zu machen (WOZ Nr. 44/21).  Darin 
habe er einige Ideen rund um die Frage, 
«wie eine moralische Panik die Welt erfasst» 
(so der Untertitel des Buches), zum ers-
ten Mal formuliert, schreibt Daub in seiner 
Danksagung zum Buch. Für die vertiefte 
Lek türe empfehlen wir also die 372  Seiten, 
die daraus hervorgegangen sind.

Wüstholz im Liebefeld
Florian Wüstholz, an dieser Stelle auch schon 
als Korrespondent für Wanderwege und Di-
gitalpolitik bezeichnet, schreibt regelmässig 
für die WOZ. Am Freitag, 9. Dezember, um 
19  Uhr moderiert er im Rahmen des WM-
Public-Viewing von Amnesty Inter na tiona l 
in den Vidmarhallen in Liebefeld bei Bern 
ein Podiumsgespräch mit dem Fotografen 
Mohamed Badarne zum Thema «Menschen-
rechte und Sport». Informationen unter  
www.dr-bitz.ch.

Gültekin in Zürich
Die erste «post-migrantische, post-usländeri-
sche Late Night Show» der Schweiz mit dem 
Moderationsduo Fatima Moumouni und 
WOZ-Social-Media-Redaktor Uğur Gültekin 
geht in die zweite Runde. Zwischen Assimi-
lation und Widerstand, Selbstverleugnung 
und Empowerment gibt es am Donnerstag, 
8.  Dezember, um 20  Uhr in der Roten Fa-
brik in Zürich einiges zu besprechen, viel 
zu lachen und hochkarätige Gäste, die ihren 
Shito, Ajvar oder Senf dazugeben.

RUEDI WIDMER

Unten links
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DIESSEITS VON GUT UND BÖSE

Z schpaat bschtellt
Erinnern Sie sich? Im funkelnagelneuen Zür-
cher Polizei- und Justizzentrum (PJZ) konn-
ten letztes Frühjahr wissbegierige Bür ger:in-
nen zur Probe einsitzen. Der praktische Ge-
fängnistest fand reges Interesse. Es soll recht 
nett gewesen sein, denn der entscheidende 
Unterschied zur echten Haft war das Klopf-
zeichen, mit dem man den Versuch jederzeit 
abbrechen konnte.

Für seine Kantonspolizei und deren 
Gefangene hat sich der Kanton Zürich nicht 
lumpen lassen: Fast 800  Millionen Franken 
kostete der riesige Neubau. Jetzt kommen 
noch die jährlichen Betriebskosten hinzu, 
zum Beispiel für Strom.

Aber statt die nötige Elektrizität wie 
bisher über die regulierte Grundversor-
gung zu Gestehungskosten zu kaufen, be-
schloss das zuständige Immobilienamt, sei-
nen Strom künftig auf dem freien Markt zu 
beziehen. Warum, ist laut «Handelszeitung» 
auch Expert:innen ein Rätsel.

Nun ist es auf dem freien Markt bei 
Strom wie mit neuen Kühlschränken oder 
Waschmaschinen: Um das günstigste Modell 
zu erwischen, vergleicht man  – manchmal 
so lange, bis das Wunschmodell schon wie-
der vom Markt verschwunden ist. Ausser-
dem herrscht Krise.

Und so erging es dem PJZ in Zürich 
mit den verschiedenen  Stromlieferverträgen 
wie dem Papst mit dem Speckbesteck in 
Spiez: Es hat den Strom zu spät bestellt! 
Bis man sich endlich entschieden hatte, war 
nur noch ein Vertrag zu haben, mit dem der 
Strom statt der bisherigen Million im nächs-
ten Jahr fast viermal so viel kosten wird.

Natürlich sind drei Millionen jährliche 
Mehrkosten fast schon ein Fliegenschiss im 
Vergleich mit den ursprünglichen Baukosten 
des PJZ. Mich interessiert trotzdem, wo man 
denn jetzt Strom sparen will: Frühes Lich ter-
löschen in den Zellen? Oder striktes Internet-
verbot im Immobilienamt? 

K ARIN HOFFSTEN

Eltern wollen es eigentlich nicht und tun 
es dann doch: Sie schlagen ihrem Kind auf 
den Hintern, verpassen ihm eine  Ohrfeige, 
 beschimpfen, erniedrigen oder drohen. 
Fast jedes zweite Kind in der Schweiz erlebt 
zu Hause körperliche oder psychische Ge­
walt, wie eine neue Studie der Universität 
Fribourg zeigt, die das Bestrafungsverhal­
ten von Eltern untersucht hat. Die Zahl ist 
erschreckend hoch. Doch Kinder hierzu­
lande haben noch immer kein explizites 
Recht auf eine gewaltfreie Erziehung. Um 
die bestehende Gesetzeslücke zu schlies­
sen, will Mitte­Nationalrätin Christine 
Bulliard­Marbach mit einer Motion die 
 gewaltfreie Erziehung im Zivilgesetz fest­
halten. Der Nationalrat hat der Motion zu­
gestimmt, der Ständerat wird voraussicht­
lich am 14. Dezember darüber abstimmen.

Der Bundesrat allerdings empfiehlt 
sie  – schwer nachvollziehbar  – zur Ableh­

nung. Die bestehenden Gesetze würden 
das Kind bereits genügend vor Gewalt in 
der Familie schützen, argumentiert er; es 
könne «nicht Aufgabe des Staates sein, den 
Eltern weitere Erziehungsvorschriften zu 
machen». Betrachtet man aber die Resul­
ta te der Fribourger Studie, wird klar, dass 
Erziehungsvorschriften nötig sind. So gab 
fast jede zweite befragte Person an, «An­
schreien» und «Anbrüllen» seien  gesetzlich 
erlaubt. Fast 9  Prozent halten es für rech­
tens, das Kind an den Ohren zu ziehen, und 
knapp 7,5  Prozent, ihm eine « leichte» Ohr­
feige zu verpassen. Würden diese Handlun­
gen in einer Beziehung zwischen Erwach­
senen stattfinden: Wir sprächen von häus­
licher Gewalt. Tatsächlich mussten 2021 
1656 Kinder aufgrund von «Erziehungs­
massnahmen» auf Kinder notfallstationen 
von Spitälern behandelt werden.

Gewalt gegen Kinder wird mit einem 
neuen Gesetzesartikel nicht verschwinden. 
Ein solcher hätte jedoch präventiven Cha­
rakter: Rund 12 Prozent der von der Uni Fri­
bourg befragten Eltern sagten, dass sie bei 
einer gesetzlichen Verankerung des Rechts 
auf eine gewaltfreie Erziehung ihr Erzie­
hungsverhalten ändern würden. Der Stän­
derat hat jetzt die Möglichkeit, ein deutli­
ches Signal zu setzen: Erziehung ist Privat­
sache, Gewalt gegen Kinder jedoch nicht.

«Ihre Stiftung finanziert das Sogar Theater 
mit menschenfeindlichen, antisemitischen 
Texten», so beginnt eine Mail, die mehrere 
Kulturstiftungen Ende November erhalten 
haben und die der WOZ vorliegt. Absender: 
der Zürcher SVP­Gemeinderat Johann Wid­
mer. Attackiert wird im Mail das Stück «Ja 
oder Nein  – eine Partei im Kreuzverhör», 
das im Sogar­Theater zu sehen war. Im 
Stück werden in polemischer Manier men­
schenverachtende und rassistische Aussa­
gen wiedergegeben, die von SVP­Politikern 
gemacht oder in Kampagnen der Partei ver­
mittelt wurden (siehe WOZ Nr. 48/22).

In seiner Mail verlangt Widmer von 
den Stiftungen, die das Stück oder das 
Thea ter finanziell unterstützen, auf die 
Theaterverantwortlichen einzuwirken: 
«Ja oder Nein» solle nicht mehr im Na­
men dieser Geldgeber aufgeführt werden. 
Schliesslich droht er: «Nehmen Sie bis zum 

27. November 2022 Stellung, ansonsten wir 
die Öffentlichkeit aufsuchen müssen. Wir 
haben eine tagesaktuelle Medienliste mit 
über 950 Journalisten.»

Ein klarer Einschüchterungsversuch 
an die Adresse der Geldgeber – und ausser­
dem eine haltlose Unterstellung: In einer 
Stellungnahme hält der Schweizerische 
Israelitische Gemeindebund (SIG) nämlich 
fest, das Stück beinhalte «keine antisemiti­
schen Aussagen» und keine unzulässigen 
Holocaust­ und Nazivergleiche. Die SVP Zü­
rich wiederum ist die einzige Partei, die vor 
ein paar Wochen im Stadtparlament die ge­
meinsame Erklärung zur Verurteilung der 
massiven Störaktion der rechtsextremen 
Jungen Tat während einer Veranstaltung 
für Kinder im Tanzhaus nicht unterschrie­
ben hat. Dass die SVP insgesamt ein Pro­
blem mit Abgrenzung gegen Rechts hat, ist 
kein Geheimnis.

Dass sich nun ausgerechnet SVP­Po­
litiker als Kämpfer gegen einen von ihnen 
behaupteten Antisemitismus aufspielen, 
ist lächerlich  – und das Motiv dahinter of­
fensichtlich: Die Theaterschaffenden sollen 
diskreditiert und zum Schweigen gebracht 
werden. Die Partei, die sich als Hüterin der 
Redefreiheit und Verfechterin der «Anti­
Cancel­Culture» sieht, zieht selber alle Re­
gister, um ein Stück zu canceln.

KINDERSCHUTZ

Gewalt gegen Kinder 
ist keine Privatsache
VON NATHALIE SCHMIEDHAUSER

CANCEL CULTURE

SVP-Drohungen 
gegen ein Theater
VON S I LV IA SÜ ESS

ZOO

Ein progressives  
«Nur Ja heisst Ja»!

VOM OBERLEGUAN

Am Montag debattierte der Nationalrat 
über die Revision des Sexualstrafrechts: Er 
stimmte der «Nur Ja heisst Ja»-Lösung zu, 
die Feminist:innen, die Ratslinke und viele 
Expert:innen gefordert hatten.

Dabei hatten die Gegner:innen geflis-
sentlich ihr Mantra wiederholt: Die Zustim-
mungslösung sei faktisch eine Beweislast-
umkehr und vor Gericht nicht praktikabel. 
Zu den vehementesten Verfechter:innen 
der vom Ständerat bevorzugten «Nein 
heisst Nein»-Lösung gehören der Mitte-
National rat Philipp Bregy und sein Walliser 
Parteikollege und Ständerat Beat Rieder. 
Wer für die Zustimmungslösung sei  – da-
für, dass Sex nur nach gegenseitiger Zu-
stimmung als einvernehmlich gelten soll –, 
ist für die beiden im Grunde einfach etwas 
prüde. Es gehe um eine positive oder nega-
tive Sichtweise auf Sex, sagten sie jeweils in 
der Debatte. Man müsse davon ausgehen, 
dass «ein sexueller Kontakt in aller Regel im 
gegenseitigen Einverständnis erfolgt und 
nicht als unwillkommener Übergriff emp-
funden wird – ausser eine der beiden betei-
ligten Personen sagt Nein».

Zwar würde auch die «Nein heisst 
Nein»-Lösung einen Fortschritt gegenüber 
geltendem Recht bringen: Dieses wertet 
eine Vergewaltigung nur als solche, wenn 
der Täter sein Opfer vaginal penetriert und 
zum Sex nötigt, also körperlich überwältigt 
oder mindestens bedroht. Darin spiegelt 
sich tatsächlich Prüderie: Frauen werden zu 
passiven sexuellen Wesen degradiert. Sie 
haben dem Mann als Lustobjekt zu dienen, 
Nein zu hauchen, aber Ja zu meinen.

Der Unterschied zwischen den Mo-
dellen wäre in der juristischen Praxis wohl 
in vielen Fällen klein: Bei «Nur Ja heisst 
Ja» müsste die Anklage beweisen, dass das 
Opfer keine Zustimmung gegeben hat. Bei 
«Nein heisst Nein» wiederum, dass seine 
verbal oder nonverbal ausgedrückte Ab-
lehnung übergangen wurde. Umso entlar-
vender ist der Kampf gegen die Zustim-
mungslösung. Diese erklärt die Frau defi-
nitiv zum aktiven sexuellen Subjekt – wie 
vielen Parlamentarier:innen das nach wie 
vor Angst macht, wird sich in der Differenz-
bereinigung zwischen den Räten zeigen.

Fakten, Fakten, Fakten: Der Oberleguan 
rückt im «Zoo» auf woz.ch regelmässig die 
Dinge zurecht.


